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Entfernung von Stasi-Mitarbeitern aus der Jahn-Behörde
Dachverband der SED-Opfer stellt sich hinter den Vorschlag der Regierungskoalition

Die Regierungskoalition hat vorgeschlagen, im Stasi-Unterlagengesetz zu verankern, dass 
frühere Stasi-Mitarbeiter nicht mehr in der Jahn-Behörde beschäftigt werden dürfen. Diejenigen,
welche derzeit in der Behörde arbeiten, sollen auf andere Posten in der Bundesverwaltung ver-
setzt werden.

Der Vorsitzende des Dachverbands der SED-Opfer, Rainer Wagner erklärt hierzu:

“Wir stehen hinter den Vorschlag. Für uns Opfer ist es eine unerträgliche Vorstellung, dass 
ehemalige Stasi-Mitarbeiter in jener Behörde arbeiten, die unsere Akten verwaltet. Durch den 
jüngsten Vorschlag könnte das Problem in ordentlicher Weise gelöst werden.

Im Gegensatz zu der Opposition meinen wir, dass nichts gegen eine Regelung im Stasi-
Unterlagengesetz spräche. Es wäre ein rechtsstaatlich sauberer Weg, der wegen der geplanten 
Versetzung der Mitarbeiter in andere Behörden zudem sozial ausgewogen wäre.“
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Die Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG) ist der Dachverband von über 30 Vereinen
und Verbänden politisch Verfolgter aus der DDR und der SBZ.

Presseerklärung

http://www.UOKG.de
mailto:Info@uokg.de

